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betr. Fortentwicklung des öffentlichen Dienstes 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben 
vom 21. Juni 1976 - D IV - 98/1 - die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung zur 
Dienstrechtsreform nennt die mittel- und längerfristi- 
gen Vorhaben, die im Rahmen der als ständige Auf- 
gabe verstandenen schrittweisen Fortentwicklung 
des Dienstrechts noch vor Ende dieser Legislatur- 
periode in Angriff zu nehmen sind. Es setzt damit 
Prioritäten für die Arbeiten der nächsten Jahre auf 
dem Gebiet des Dienstrechts. Der mittelfristige Cha- 
rakter des Programms erklärt auch, weshalb noch 
keine anwendungsreifen Vorschläge oder Gesetz- 
entwürfe vorgelegt werden. Die Bundesregierung 
legt Wert darauf, die notwendigen Veränderungen 
gemeinsam mit allen Beteiligten im Rahmen der 
dafür vorgesehenen Verfahren zu erarbeiten. Sie 
würde dies in Frage stellen, wenn das Aktionspro- 
gramm bereits vollendete Tatsachen schüfe. 

Das Aktionsprogramm hat keine Änderung des 
Grundgesetzes zum Ziel, sondern baut auf den ver- 
fassungsrechtlich verankerten Strukturprinzipien, 
insbesondere auf dem Leistungsgrundsatz, auf. Die 
Bundesregierung stimmt mit den Fragestellern voll 
darin überein, (laß es darum geht, die Leistungsbe- 
zogenheit dienstrechtlicher Regelungen, z. B. auf dem 
Gebiet der Personalsteuerung und der Bezahlung, zu 
verbessern und daß es hierzu vor allem auch notwen- 
dig ist, die Instrumentarien zur praktischen Verwirk- 
lichung des Leistungsgrundsatzes fortzuentwickeln. 

In diesem Zusammenhang weist die Bundesregie- 
rung, um Mißdeutungen ihres Aktionsprogramms 
entgegenzuwirken, nochmals ausdrücklich darauf 
hin, daß der öffentliche Dienst in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund seiner Leistungen keinen Ver- 
gleich mit entsprechenden Einrichtungen im In- und 
Ausland zu scheuen braucht. Gleichwohl muß die 
öffentliche Verwaltung ebenso wie jedes Wirt- 
schaftsunternehmen ständig bemüht sein, die recht- 
lichen und tatsächlichen Bedingungen, unter denen 
diese Leistungen in Zukunft erbracht werden sollen, 


j auf Möglichkeiten von Verbesserungen zu überprü- 
I fen, aufgrund von Erfahrungen und neuen Erkennt- 
nissen zu ändern und an gewandelte Verhältnisse 
anzupassen. Diesem Ziel dient das Aktionsprogramm 
zur Dienstrechtsreform. 

In den nächsten Monaten soll dieses Programm noch 
I durch Vorhaben zur Verbesserung der Verwaltungs- 
I Organisation ergänzt werden. 


I. Begrenzung der öffentlichen Aufgaben und des 
Personalbestandes 

1. Hält die Bundesregierung die stetige Auswei- 
tung der öffentlichen Aufgaben und des öffent- 
lichen Personalbestandes weiterhin für notwen- 
dig, oder ist sie bereit, ihr entgegenzuwirken? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß laufend 
auf allen Ebenen staatlicher Aktivität eine kritische 
Überprüfung der wahrgenommenen öffentlichen Auf- 
gaben stattfinden muß, und zwar sowohl im Hinblick 
auf die Dringlichkeit dieser Aufgaben wie auch im 
Hinblick auf die Effizienz der Aufgabenerfüllung. Die 
Bundesregierung hat durch die Vorlage des Haus- 
haltsstrukturgesetzes sowie durch den Entwurf des 
Haushalts 1976 unter Beweis gestellt, daß sie diese 
Forderungen nicht nur verbal vertritt, sondern daß 
sie auch in der Lage ist, solche Forderungen in kon- 
krete Maßnahmen umzusetzen. Im Rahmen des 
Haushalts 1976 ist nicht nur eine Ausweitung des 
Personalbestandes vermieden worden, wie dies den 
Forderungen der Opposition entsprechen würde, 
sondern eine Kürzung des Personalbestandes um 
insgesamt 2559 Stellen vorgesehen. 

Die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ist nicht Selbst- 
zweck, sondern Dienst am Bürger; sie richtet sich in 
Art und Umfang nach den sich hieraus ergebenden 
Erfordernissen. Die Aufgaben werden regelmäßig 
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in Gesetzesform festgelegt, so daß letztlich die Par- 
lamente den Umfang der öffentlichen Aufgaben und 
damit gleichzeitig den Bedarf an Personal in der 
Öffentlichen Verwaltung bestimmen. Der Abgeord- 
nete der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Schröder 
(Lüneburg) hat dies kürzlich vor dem Plenum des 
Deutschen Bundestages mit der Feststellung um- 
schrieben: „der eigentlich Verantwortliche sind wir 
selber, die Parlamente im Bund und in den Ländern" 
(Stenographischer Bericht der 247. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 3, Juni 1976, S. 17576). 


2. Ist die Bundesregierung bereit, zugleich mit der 
Fortentwicklung des Dienstrechts der Öffentli- 
chen Beschäftigten auch die Begrenzung und 
Vereinfachung der öffentlichen Aufgaben und 
die Begrenzung des Personalbestandes in An- 
griff zu nehmen? 

Ist sie insbesondere bereit, 

a) die bestehenden Gesetze, Rechtsverordnun- 
gen und Verwaltungsvorschriften des Bun- 
des, auch soweit sie von Länder- und Ge- 
meindebehörden ausgeführt werden, nach 
einem strengen Maßstab auf entbehrliche 
oder einschränkbare Aufgaben sowie auf 
Vereinfachungsmöglichkeiten zu überprüfen, 

b) eine politische Grundsatzentscheidung zu 
treffen oder vorzuschlagen, um den Gesamt- 
Personalbestand der Bundesbehörden über 
mehrere Jahre hinweg 

— auf den derzeitigen Stand zu begrenzen 
oder ihn darüber hinaus, 

— um einen Teil der natürlichen Abgänge 
zu verringern, jeweils mit der Maßgabe, 
daß unabweisbar notwendige neue Stellen 
durch Umschichtung gewonnen werden 
müssen, 

c) den Ländern und den kommunalen Spitzen- 
verbänden einen gemeinsamen politischen 
Schritt im gleichen Sinne vorzuschlagen, 

d) Arbeiten einzuleiten, um innerhalb des so 
gewonnenen Zeitraums verstärkt objektive 
Verfahren zur Personalbemessung auf der 
Grundlage der Arbeitsmenge zu entwickeln? 

Die Bundesregierung geht, wie schon zu Frage 1. 1. 
dargelegt worden ist, davon aus, daß laufend auf 
allen Ebenen staatlicher Aktivität eine kritische 
Überprüfung der wahrgenommenen Aufgaben erfol- 
gen muß und daß alle Möglichkeiten zu einer wirt- 
schaftlicheren Aufgabenstellung und zu möglichst 
sparsamem Personaleinsatz ausgeschöpft werden 
müssen. 

a) Dies schließt eine kritische Überprüfung beste- 
hender Gesetze, Rechtsverordnungen und Ver- 
waltungsvorschriften ein. Ein Beispiel für die 
von der Bundesregierung in die Wege geleiteten 
konkreten Maßnahmen ist die vom Bundeskabi- 
nett am 12. März 1975 beschlossene und zur Zeit 
im Kontakt mit den Ländern erfolgende Über- 
prüfung des gesamten Programms der amtlichen 
Statistik, die bekanntlich einen hohen Kosten- 
und Personalaufwand verursacht. 


Auch bei der jährlichen Aufstellung, Beratung 
und Verabschiedung des Haushalts werden die 
Ausgaben so veranschlagt und festgesetzt, daß 
nur jene Aufgaben erfüllt werden, die nicht ent- 
behrlich oder nicht einschränkbar sind. Darüber 
hinaus sollen Methoden entwickelt werden, mit 
deren Hilfe die politisch Verantwortlichen im 
Bundesbereich überprüfen und entscheiden kön- 
nen, welche vorhandenen Aufgaben tatsächlich 
erfüllt werden müssen. 

Eine solche Kontrolle der Aufgaben ist erforder- 
lich, unabhängig davon, ob für den Vollzug von 
Gesetzen oder sonstigen Vorschriften des Bundes 
der Bund selbst oder die Länder und Gemeinden 
zuständig sind. Das umfangreiche Vorhaben kann 
dabei an methodische Ansätze und Arbeiten im 
Kommunalbereich anknüpfen. 

Die Vereinfachung der Aufgabenerfüllung ist 
eine Aufgabe, welche den für die Organisation 
verantwortlichen Stellen ständig obliegt und die 
laufend erfüllt wird. Vereinfachung bedeutet da- 
bei nicht Verringerung von Verwaltungsleistun- 
gen, sondern Verbesserung der Leistungsfähig- 
keit der Verwaltung. Die derzeit mit den Ressorts 
abgestimmten Vorhaben zur Verbesserung der 
Verwaltungsorganisation werden hier weitere 
Anstöße bringen. 

b) Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei 
Entscheidungen über den Gesamt-Personalbe- 
stand der Bundesbehörden grundsätzlich von den 
wahrzunehmenden Aufgaben ausgegangen wer- 
den muß. Sie hält das von der Opposition vorge- 
schlagene Verfahren, solche Entscheidungen ohne 
Rücksicht auf anstehende Aufgaben zu treffen, 
für nicht vertretbar. 

Im übrigen ist im Unterschied zur Opposition die 
Bundesregierung der Auffassung, daß sachgerech- 
te Grundsatzentscheidungen über die Personal- 
strukturentwicklung im öffentlichen Dienst vor- 
aussetzen, daß auch personalwirtschaftliche Ge- 
sichtspunkte berücksichtigt werden und daß in 
besonderen Situationen die arbeitsmarktpoliti- 
schen Auswirkungen nicht völlig außer acht ge- 
lassen werden. Eine überzogene Politik der Per- 
sonalverminderung bei Bund, Ländern und Ge- 
meinden würde zwangsläufig erhebliche Friktio- 
nen im Altersaufbau der im öffentlichen Dienst 
Tätigen zur Folge haben. Nicht weniger frag- 
würdig wären die arbeitsmarktpolitischen Folgen 
einer Verwirklichung der von der Opposition 
vertretenen Vorstellungen: ganzen Jahrgängen 
von Schul- und Hochschulabsolventen würde 
weitgehend der Zugang zum öffentlichen Dienst 
versperrt. Im Ergebnis würde eine solche Ent- 
scheidung für eine große Zahl qualifizierter jun- 
ger Leute bedeuten, daß sie ihre Berufs- und 
Lebensziele, die sie mit großem persönlichen En- 
gagement und nicht zuletzt unter Inanspruch- 
nahme hoher öffentlicher Investitionen verfolgt 
haben, verfehlen würden. Auch die möglicher- 
weise für die jüngere Generation entstehenden 
beruflichen Enttäuschungen und die damit ver- 
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bundenen politischen Probleme sollten nicht 
außer acht gelassen werden. 

Der Personalbestand der öffentlichen Verwaltung 
richtet sich - wie bereits ausgeführt - nach dem 
Umfang der öffentlichen Aufgaben. Mit einer 
bloßen Festschreibung auf der Grundlage des zu 
einem bestimmten Zeitpunkt vorliegenden Per- 
sonalbestandes, welche diesen Zusammenhang 
außer acht läßt, kann man keine befriedigende 
Lösung erreichen. Im Vordergrund steht daher 
die Aufgabenerfüllung, nicht die - durchaus eben- 
falls wichtige - Einsparung von Stellen. 

Nachhaltig werden deshalb nur strukturelle Ver- 
änderungen der öffentlichen Verwaltung, welche 
die vorgesehenen Sachzusammenhänge berück- 
sichtigen, hier weiterführen können. Mit deren 
Hilfe läßt sich eine größere Qualität staatlicher 
Leistungen mit geringerer Quantität haushalts- 
mäßiger Belastungen erreichen. Diesem Ziel die- 
nen die Dienstrechtsreform wie auch die vor- 
gesehenen Vorhaben zur Verbesserung der Ver- 
waltungsorganisation, die gemeinsam einen stän- 
digen Prozeß zur Erhöhung der Leistungsfähig- 
keit der öffentlichen Verwaltung im Rahmen der 
Wirkungsmöglichkeiten des Bundes in die Wege 
leiten sollen. 

c) Die vorgesehenen Maßnahmen des Bundes, die 
in Zusammenarbeit mit den Ländern verwirklicht 
werden sollen, werden voraussichtlich auch im 
Bereich der Länder und der Gemeinden beispiel- 
haft wirken. Im übrigen wird darauf hingewie- 
sen, daß die Bundesregierung im März 1975 
durch Änderung der Gemeinsamen Geschäfts- 
ordnung der Bundesministerien, Besonderer Teil 
(§ 23 a i. V. mit § 37 Abs. 3), bei der Gesetzge- 
bung den kommunalen Spitzenverbänden ver- 
stärkte Prüfungs- bzw. Mitwirkungsmöglichkei- 
ten eingeräumt hat, um zu verhindern, daß Bun^ 
desgesetze im Kommunalbereich unvorhergese- 
hene finanzielle und personelle Auswirkungen 
zeitigen. Dadurch werden die Gemeinden in die 
Lage versetzt, frühzeitig (d. h. vor Abschluß des 
Gesetzgebungsverfahrens) auf mögliche verwal- 
tungsmäßige, personelle oder finanzielle Bela- 
stungen von Gesetz- und Verordnungsentwürfen 
hinzuweisen. Eine gleichartige Regelung enthält 
der ebenfalls im vergangenen Jahr neu einge- 
fügte § 73 a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages. 

Die Bundesregierung bemüht sich auf verschiede- 
nen Ebenen darum, gemeinsam mit den Län- 
dern und den Gemeinden zu vernünftigen politi- 
schen Lösungen für die angesprochenen Proble- 
me zu kommen. Ein gutes Beispiel hierfür sieht 
die Bundesregierung in der auf der Ebene der 
Regierungschefs von Bund und Ländern zustande 
gekommenen Gemeinsamen Erklärung vom 19. 
Dezember 1974 über ein Moratorium für kosten- 
wirksame strukturelle Maßnahmen auf dem Ge- 
biet des öffentlichen Dienstrechts einschließlich 
des Tarifrechts für die Arbeitnehmer des öffent- 
lichen Dienstes. 


d) Objektive Verfahren zur Personalbemessung auf 
der Grundlage der Arbeitsmenge sind wertvolle 
Hilfsmittel für einen dem Umfang der Aufgaben 
angemessenen Personaleinsatz. Sie finden sich 
bereits in Teilen der Bundesverwaltung; hinge- 
wiesen sei auf Bundesbahn, Bundespost, Bundes- 
zollverwaltung, Bundesanstalt für Arbeit und die 
Kostenkalkulation bei Statistikgesetzen. Die 
Arbeit in diesem Bereich wird mit Nachdrude 
vorangetrieben. Dabei wird neben der Frage der 
Arbeitsmenge den Anforderungen an die Quali- 
tät des Personals im Hinblick auf die Art der zu 
erledigenden Arbeiten ebenfalls Bedeutung zu- 
kommen. Die Arbeiten für Verfahren zur Perso- 
nalbemessung setzen in dem Zeitpunkt an, auf 
den es entscheidend ankommt, den Erlaß neuer 
Gesetze, die neue Aufgaben für die öffentliche 
Verwaltung bringen. Derzeit wird im Auftrag des 
Bundesministers des Innern ein von der Hoch- 
schule für Vrewaltungswissenschaften Speyer 
entwickeltes Verfahren erprobt, den Personal- 
bedarf neuer Gesetze möglichst genau zu erfas- 
sen. Dem Deutschen Bundestag wird über das 
Ergebnis zum 1. Januar 1977 berichtet werden. 


II. Sicherung leistungsgerechter Personalpolitik 

1. Ausschreibung von Beförderungsdienstposten 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
Ausschreibung von Beförderungsstellen besonders 
geeignet ist, eine Auswahl zwischen qualifizierten 
Interessenten zu ermöglichen, die Chancengerech- 
tigkeit für alle Beschäftigten zu verbessern und 
Amterpatronage zu erschweren? 

Inwieweit werden Beförderungsstellen im Bundes- 
dienst bereits ausgeschrieben, und beabsichtigt die 
Bundesregierung die Ausschreibung allgemein ein- 
zuführen, ggf. wann? 

Im Grundsatz teilt die Bundesregierung die genannte 
Ansicht. 

Nach geltendem Bundesbeamtenrecht (§ 8 BBG) be- 
steht bereits - vorbehaltlich der Ausnahmen nach § 8 
Abs. 2 Satz 1 BBG und der vom Bundespersonalaus- 
schuß nach § 8 Abs. 2 Satz 2 BBG zugelassenen wei- 
teren Ausnahmen - eine Ausschreibungspflicht für 
Stellen, die für die Einstellung von Bewerbern, also 
für die Begründung eines Beamtenverhältnisses, in 
Betracht kommen. Das Beamtenrechtsrahmengesetz 
enthält Vorschriften über die Stellenausschreibung 
nicht. 

Die Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstrechts hat in ihrem Bericht vorgeschla- 
gen, auch Dienstposten, für die eine verwaltungs- 
interne Rekrutierung möglich ist, grundsätzlich 
intern auszuschreiben. 

In den Bundesministerien und den Ressortbereichen 
der Bundesverwaltung, insbesondere auch bei den 
Betriebsverwaltungen Bundesbahn und Bundespost 
und in der Zollverwaltung werden schon jetzt die 
Mitarbeiter weitgehend durch interne Ausschreibun- 
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gen auf zu besetzende Dienstposten hingewiesen. 
Der Bundesregierung liegen keine ins einzelne ge- 
hende Informationen über Umfang und Art der inter- 
nen Ausschreibungspraxis vor. Eine Ausdehnung der 
Ausschreibungspflicht auf eine allgemeine Ausschrei- 
bung von freien Dienstposten wird im Rahmen der 
weiteren Arbeiten zur Dienstrechtsreform, insbe- 
sondere im Zusammenhang mit der Entwicklung und 
Erprobung der Instrumente zur Darstellung der An- 
forderungs- und Befähigungsprofile, geprüft. 


2. Objektivierung der dienstlichen Beurteilungen 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
leistungsgerechte Verwendung und Beförderung 
der Beschäftigten zuverlässige Beurteilungen ihrer 
beruflichen Fähigkeiten und Leistungen voraus- 
setzen und daß angeblich leistungsbezogene Ent- 
scheidungen zu krasser Ungerechtigkeit werden 
können, wenn die zugrunde liegenden dienstlichen 
Beurteilungen bewußt oder unbewußt ungleiche 
Maßstäbe anlegen? 

Welche Folgerungen hat die Bundesregierung aus 
den seit Mai 1973 hierzu vorliegenden Vorschlägen 
der Studienkommission und ihres Arbeitskreises 
„Bewertung von Eignung und Leistung" gezogen, 
welche Folgerungen beabsichtigt sie, wann zu zie- 
hen? 

Insbesondere: 

— Welche Vorkehrungen zur Sicherung gleicher 
Beurteilungsmaßstäbe sind bisher im Bundes- 
dienst getroffen, welche sind wann beabsichtigt? 

— In welchen Bereichen des Bundesdienstes wer- 
den die dienstlichen Beurteilungen einzeln durch 
einen Vorgesetzten über einen oder wenige Be- 
schäftigte abgegeben, in welchen Bereichen wird 
die Beurteilung einer größeren Zahl von Be- 
schäftigten in einem Gremium aus mehreren 
Vorgesetzten beraten? Wird die Bundesregie- 
rung die Beratung in Gremien aus mehreren 
Vorgesetzten allgemein einführen? 


Die Bundesregierung teilt die genannte Ansicht. 

Bereits die Studienkommission für die Reform des 
öffentlichen Dienstrechts hat die Bedeutung der 
dienstlichen Beurteilung als eines der wesentlichen 
Mittel, um die für Personalentscheidungen notwendi- 
gen Informationen über Leistung und Eignung der 
Bediensteten zu erhalten, hervorgehoben. Das kürz- 
lich vom Bundeskabinett verabschiedete Aktions- 
programm zur Dienstrechtsreform sieht Reformar- 
beiten auf diesem Gebiet als besonders vordringlich 
an. Das Ziel der Objektivierung läßt sich aber nicht 
allein durch die Gestaltung des Beurteilungsverfah- 
rens erreichen, sondern es kommt auch entscheidend 
auf die richtige Auswahl der Beurteilungskriterien 
und die Gestaltung der Beurteilungsgrundlagen an. 
Es ist das besondere Verdienst des Arbeitskreises 
„Bewertung von Eignung und Leistung" der Stu- 
dienkommission, gerade diesen Gesichtspunkten 
besonders Beachtung geschenkt zu haben. 

Die Vorschläge der Studienkommission haben die 
internen Entwicklungsarbeiten im BMI wesentlich 
erleichtert, nach deren bisherigen Stand es möglich 
erscheint, in nächster Zeit das Modell eines neuen 


Beurteilungssystems zu entwickeln, das sich auf die 
Bewertung des Arbeitserfolgs der Mitarbeiter be- 
zieht (sogenannte Leistungsbeurteilung). Ein solches 
Modell bedarf vor einer generellen Einführung dann 
noch der ausreichenden praktischen Erprobung in 
typischen Bereichen der öffentlichen Verwaltung. 

Schwieriger ist die Situation bei Informationen über 
das Leistungspotential, die künftige Verwendungs- 
fähigkeit von Bediensteten (sogenannte Verwen- 
dungsbeurteilung). Hier ist eine wesentliche Verbes- 
serung u. a. auch davon abhängig, ob es gelingt, die 
Anforderungen der Dienstposten in vergleichbaren 
Kategorien zu erfassen. Zudem ist hier abzuklären, 
welchen Raum die Beurteilung gegenüber anderen, 
möglicherweise objektiveren Verfahren der Eig- 
nungsfeststellung, beanspruchen soll. Die entspre- 
chenden Arbeiten laufen. 

Zu den von der Studienkommission vorgeschlagenen 
Mitteln zur Objektivierung der Beurteilung gehört 
auch die gleichzeitige Beurteilung mehrerer Bedien- 
steter durch ein Gremium, dem der unmittelbare und 
der nächsthöhere Vorgesetzte angehören. Die Bun- 
desregierung hat sich über die Vor- und Nachteile 
einer Beurteilung durch Gremien noch kein abschlie- 
ßendes Urteil gebildet. Diese Frage läßt sich im übri- 
gen nicht losgelöst von der sonstigen Gestaltung 
des Beurteilungssystems und ohne vorherige Erpro- 
bung entscheiden. 

Die Beurteilung durch ein Gremium wird derzeit im 
Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen 
vorgenommen. In der Bundesfinanzverwaltung be- 
urteilt der Vorgesetzte, nachdem in einem Gremium 
ein Eignungs- und Leistungsvergleich aller zu Beur- 
teilenden vorgenommen worden ist. Im übrigen 
wird die Beurteilung durch einen Vorgesetzten ab- 
gegeben, zu der häufig die Stellungnahme einer 
weiteren Person - in der Regel die des höheren Vor- 
gesetzten - tritt. 


3. Probezeiten bei Beförderungen 

Wie beurteilt es die Bundesregierung, daß einer- 
seits viele Beamte, denen Beförderungsdienstposten 
übertragen werden, aus Planstellenmangel oder an- 
deren Gründen erst kürzere oder längere Zeit später 
tatsächlich befördert werden können und dadurch 
praktisch eine Erprobungszeit entsteht, daß aber 
andererseits gerade bei Spitzenpositionen die förm- 
liche Beförderung vielfach gleichzeitig mit der 
Übertragung des Dienstpostens erfolgt und dann 
nicht mehr rückgängig zu machen ist, auch wenn 
der Beamte alsbald die größten Schwierigkeiten 
mit der Wahrnehmung des neuen Amtes hat? 

Hält es die Bundesregierung für angezeigt, allge- 
mein, insbesondere auch für Spitzenpositionen, eine 
Probezeit vor der endgültigen Beförderung einzu- 
führen? 

Der Bundesregierung sind die dargestellten Proble- 
me bekannt. Sie hat daher in ihrem Aktionspro- 
gramm zur Dienstrechtsreform vorgesehen zu prü- 
fen, inwieweit das Ziel der Probezeit, Sicherheit 
über die Qualifikation des Bewerbers zu erhalten, 
wirksamer als bisher verfolgt und auch auf Beför- 
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derungen im Zusammenhang mit der Übertragung 
höherwertiger Dienstposten ausgedehnt werden 
kann. Die Bundesregierung teilt die Auffassung der 
Fraktion der CDU/CSU, daß sich entsprechende Pro- 
bleme besonders bei der Beförderung in Spitzen- 
positionen stellen. Sie weist jedoch darauf hin, daß 
neben rechtlichen Regelungen vor allem geeignete 
Instrumente notwendig sind, um die Befähigung und 
Leistungen der Mitarbeiter zuverlässiger als bisher 
zu ermitteln, in dem Aktionsprogramm der Bundes- 
regierung sind auch insoweit entsprechende Vor- 
haben enthalten. 


4. Frage der Übertragung von Spitzenpositionen 
auf Zeit 

Entscheidet sich die Bundesregierung nach Abwä- 
gung der bereits 1973 von der Studienkommission 
dargelegten Chancen und Risiken für oder gegen 
die Einführung einer Regelung, welche die Über- 
tragung von Spitzenpostionen auf Zeit ermöglicht? 
Wenn ja, hält die Bundesregierung besondere Be- 
soldungs- und/oder Versorgungsregelungen für 
notwendig, ggf. welche? 

Die Bundesregierung hat in dem von ihr vorgeleg- 
ten Aktionsprogramm darauf hingewiesen, daß sich 
unter personalwirtschaftlichen, verfassungsrecht- 
lichen und verfassungspolitischen Gesichtspunkten 
vielfältige und komplexe Fragenstellungen für die 
Umsetzung dieses Vorschlags in ein praktikables 
Konzept ergeben. Der Vorschlag könnte zu einer 
grundlegenden Umformung des bisherigen Beamten- 
rechts an der Nahtstelle zwischen Politik und Ver- 
waltung führen. Die Bundesregierung hat sich hierzu 
noch keine abschließende Meinung gebildet, aber 
sichergestellt, daß der Problemkreis zügig bearbeitet 
wird. 

Schon jetzt kann gesagt werden, daß bei der Ver- 
wirklichung des Vorschlags im Interesse der Funk- 
tionsfähigkeit der Verwaltung im demokratischen 
Staat besondere Besoldungs- und Versorgungsrege- 
lungen zur Sicherung der Unabhängigkeit und damit 
der Einsatzbereitschaft und -fähigkeit der Mitarbeiter 
des öffentlichen Dienstes in den Spitzenfunktionen 
der Verwaltung notwendig sein werden. 


5. Kontrolle durch den unabhängigen Bundesper- 
sonalausschuß 

a) Beabsichtigt die Bundesregierung, an der gel- 
tenden Regelung festzuhalten, wonach Einstel- 
lungen und Beförderungen von Beamten bei 
Nichterfüllung laufbahnrechtlicher Anforderun- 
gen zwar möglich, aber von der Zustimmung 
des unabhängigen Bundespersonalausschusses 
abhängig sind? 

b) Trifft es zu, daß diese Regelung insbesondere 
bei der Besetzung herausgehobener Beamten- 
stellen in den Bundesministerien durch Einstel- 
lungen im Angestelltenverhältnis umgangen 
wurde und wird? Insbesondere; 

— In welche Stellen der Besoldungsgruppe A 16 
und höher oder mit Vergütung nach ADO 


und höher in den Bundesministerien wurden 
seit 1970 Bewerber als Angestellte einge- 
stellt? 

— ■ In wie vielen dieser Fälle fehlten laufbahn- 
rechtliche Voraussetzungen für die Einstel- 
lung als Beamter in der entsprechenden Be- 
soldungsgruppe? 

— In wie vielen dieser Fälle - aufgegliedert 
nach Besoldungsgruppen - wurde später die 
Befähigungsfeststellung und/oder Ausnahme- 
genehmigung des Bundespersonalausschusses 
zur Übernahme als Beamter beantragt? 

Wie viele voll zusLimmende Entscheidungen 
des Bundespersonalausschusses sind ergan- 
gen, wie viele ganz ablehnende und wie viele 
Entscheidungen, in denen die Zustimmung 
auf eine niedrigere Besoldungsgruppe als be- 
antragt beschränkt wurde? 

c) Ist die Bundesregierung bereit, zum Ausschluß 
von Umgehungen eine Einschaltung des Bun- 
despersonalausschusses auch für die Einstellung 
im Angestelltenverhältnis vorzusehen, wenn 
eine Beamtenstelle besetzt wird und der Bewer- 
ber laufbahnrechtliche Anforderungen für die 
Einstellung als Beamter nicht erfüllt? 

Der Bundespersonalausschuß dient der einheitlichen 
Durchführung der dienstrechtlichen Vorschriften für 
Beamte, Richter und Soldaten. Die Bundesregierung 
beabsichtigt nicht, die Kompetenzen des Bundes- 
personalausschusses zu ändern. Dies gilt auch für die 
Frage einer Ausdehnung dieser Kompetenzen auf 
Einstellungen im Angestelltenverhältnis. 

Die laufbahnrechtlichen Gesaltungsregelungen, de- 
nen Beamte unterliegen, gelten nicht für die Arbeit- 
nehmer im öffentlichen Dienst. Es war deshalb keine 
Umgehung des Bundespersonalausschusses, wenn 
Angestellte in den betreffenden Einzelfällen auf den 
genannten Dienstposten eingestellt worden sind. 
Derartige Einstellungen sind auch vor der Regie- 
rungsbildung durch die sozial-liberale Koalition er- 
folgt. 

In der Zeit seit dem 1. Januar 1970 sind 54 Ange- 
stellte mit einer Vergütung eingestellt worden, die 
der Besoldungsgruppe A 16 oder einer höheren Be- 
soldungsgruppe entspricht; sie verteilen sich wie 
folgt auf die einzelnen Besoldungsgurppen: 

A 16: 18 B 3: 25 B 5: 2 B 6: 2 B 9: 4 B 10: 2 
B 11: 1. 

Bei einer erstmaligen Anstellung dieser Personen 
als Beamter in einem Amt der entsprechenden Besol- 
dungsgruppe hätte es ~ mit Ausnahme des Amtes 
der Besoldungsgruppe B 11 - stets der Zulassung 
einer Ausnahme durch den Bundespersonalausschuß 
bedurft, da die Anstellung eines Beamten in der 
Regel nur im Eingangsamt seiner Laufbahn zulässig 
ist. 

Nach Auskunft der Geschäftsstelle des Bundesper- 
sonalausschusses wurde in 7 der erwähnten 54 Fälle 
später zur Übernahme als Beamter die Befähigungs- 
feststellung durch den Bundespersonalausschuß be- 
antragt; in keinem Falle wurde die Befähigungsfest- 
stellung versagt. Ausnahmen für eine Anstellung in 
einem Beförderungsamt wurden in 15 Fällen bean- 
tragt; im einzelnen ergeben sich hierzu folgende 
Zahlen: 
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Angestrebte 

Anzahl der 

Ausnahme 

Ausnahme für niedrigere 

Ausnahme 

Besoldungsgruppe 

Anträge 

erteilt 

i 

Besoldungsgruppe erteilt 

abgelehnt 

A 15 

1 

1 

— 

— 

A 16 

5 

2 

3 (1)* 

— 

B 3 

4 

2 

2 (2)- 

— 

B 6 

4 

1 

3 (1)' 

— 

B 9 

1 

1 

— 

— 


Beantragte Ausnahme für 
späteren Zeitpunkt erteilt 


III. Leistungsbezogene Besoldung und Vergütung 

1. Funktionsbezogene Besoldung durch „Funktions- 
zuweisung" 

a) Wann beabsichtigt die Bundesregierung die seit 
Mai 1975 durch das neu gefaßte Bundesbesol- 
dungsgesetz vorgesehenen Funktionszuwei- 
sungs- Verordnungen zu erlassen, durdi die ein- 
heitlich und verbindlich festgelegt werden soll, 
welche Besoldungsgruppen für welche Funktio- 
nen bestimmt sind? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung nach den 
Ergebnissen der bisherigen Vorarbeiten die 
Möglichkeit, durch Ergänzung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes besonders bedeutsame Funktio- 
nen unmittelbar im Gesetz zu bewerten, so daß 
über die politischen Eckwerte des Besoldungs- 
gefüges durch den Gesetzgeber selbst entschie- 
den wird und nur der dadurch gegebene Rah- 
men durch. Verordnung auszufüllen bleibt? 

Die vorstehenden Fragen werden ausführlich in dem 
Bericht angesprochen werden, den die Bundesregie- 
rung nach der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages vom 27, Februar 1975 zur funktionsorientierten 
Bezahlung der Beamten noch in dieser Legislatur- 
periode vorlegen soll. Der Bericht wird in Kürze 
abgegeben werden. 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Funktionszuwei- 
sungsverordnungen ist zwar als § 20 Abs. 2 Satz 3 
des neuen Bundesbesoldungsgesetzes am 1. Juli 1975 
in Kraft getreten. Die Bundesregierung und die 
Regierungen der Länder sind jedoch in ihrer Gemein- 
samen Erklärung vom 19. Dezember 1974 (Bulletin 
der Bundesregierung 1975 Nr. 12, S. 134) u. a. dafür 
eingetreten, daß Funktionszuweisungsverordnungen 
grundsätzlich nicht vor dem 1. Januar 1977 in Kraft 
treten sollen. Der Zeitpunkt des Erlasses der ersten 
Verordnungen hängt von den Ergebnissen der be- 
reits laufenden Arbeit in den 15 Arbeitsgruppen ab, 
die die Bewertungskommission des Bundes und der 
Länder zur Vorbereitung der Funktionszuweisungs- 
verordnungen geschaffen hat. 

Im derzeitigen Besoldungssystem ist die Funktions- 
bewertung in einzelnen Bereichen bereits durch den 
Gesetzgeber konkretisiert worden; diese Bereiche, 
in erster Linie die Funktionen der Lehrer, Richter 
und Staatsanwälte sowie die dazugehörigen Lei- 
tungsfunktionen, brauchen daher durch die Funk- 
tionszuweisungsverordnungen nicht erfaßt zu wer- 
den. Die Verordnungen müssen sich innerhalb des 


vom Gesetzgeber festgelegten Bewertungsrahmens 
halten; sie bedürfen der Zustimmung des Bundes- 
rates. Grundlegende Veränderungen des Besoldungs- 
und Bewertungsgefüges, die sich gleichwohl im Ver- 
lauf der Erarbeitung der Funktionszuweisungsver- 
ordnungen als notwendig erweisen sollten, könnten 
deshalb nur durch den Gesetzgeber vorgenommen 
werden. 


2. Auswirkungen der Streichung der Bewährungs- 
beförderung im Besoldungsrecht 

Haben sich die Ankündigungen erfüllt, wonach die 
Streichung der bisherigen „Bewährungsbeförde- 
rung" in das erste Beförderungsamt des mittleren, 

I gehobenen und höheren Dienstes ein erster prak- 

; tischer Schritt zur Verwirklichung der funktions- 

I gerechtem Besoldung sein sollte, oder trifft es zu, 

I daß zwar die Wartezeiten teilweise empfindlidi 

i verlängert wurden, die Beförderung in das erste 

I Beförderungsamt jedoch nach wie vor ohne Funk- 

tionswechsel vor sich geht? 

Insbesondere: In welchen Bereichen des Bundes- 
dienstes sind auf die Streichung der Bewährungs- 
beförderung hin Funktionen nach BesGr. A 5 / A 6, 
A 9 / A 10, A 13 / A 14 wieder getrennt gekenn- 
zeichnet worden mit der Folge, daß die Beförde- 
rung die Übernahme eines der höher gekennzeich- 
neten Dienstposten voraussetzt, und in welchen 
Bereichen ist dies nicht geschehen? Wie viele Be- 
förderungen in Ämter der BesGr. A 6, A 10 und 
A 14 sind seit Inkrafttreten des Haushaltsstruktur- 
gesetzes erfolgt, wie viele davon mit und wie viele 
ohne Funktionswedisel? 

In der Begründung zum Haushaltsstrukturgesetz ist 
die ab 1. Januar 1976 vorgenommene Streichung der 
Bewährungsbeförderung in das 1. Beförderungsamt 
in § 25 des Bundesbesoldungsgesetzes „im Zusam- 
menhang mit der angestrebten Verwirklichung des 
Grundsatzes der funktionsgerechten Besoldung“ ge- 
i sehen worden. Nunmehr gilt auch für die Einrich- 
I tung von 1. Beförderungsämtern der Grundsatz, daß 
sich diese von den Ämtern der niedrigeren Besol- 
dungsgruppen nach der Wertigkeit der zugeordne- 
ten Funktionen wesentlich abheben, 
i 

j Allerdings darf nicht übersehen werden, daß es sehr 
I schwierig ist, bei den Funktionen der Eingangs- und 
I Beförderungsämter deutliche Differenzierungen fest- 
j zustellen. Die Überprüfung der Bewertungen zwi- 
I sehen den betreffenden Ämtern ist eingeleitet. 

I Ob und in welchen Bereichen die Funktionstrennung 
I bereits vorgenommen ist und wie viele Beförderun- 
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gen auf diese Bereiche entfallen, läßt sich ohne auf- 
wendige Feststellungen, die sich auf sämtliche ober- 
sten und nachgeordnete Dienststellen erstrecken 
müßten, nicht angeben. 


3, Höhergruppierungen ohne Funktionswechsel bei 
Angestellten und Arbeitern des öffentlichen 
Dienstes 

a) Ist die Ankündigung der Bundesregierung er- 
füllt worden, gleichzeitig mit der Streichung der 
„Bewährungsbeförderung" im Besoldungsrecht 
die entsprechenden „Bewährungsaufstiege" im 
Tarifrecht des öffentlichen Dienstes durch Ver- 
einbarung der Tarifvertragsparteien oder not- 
falls durch Kündigung abzuschaffen? Wenn 
nein: Rechnet die Bundesregierung noch mit der 
Abschaffung, und für welchen Zeitpunkt? Oder 
beabsichtigt sie auch, für den Besoldungsbereich 
die Wiedereinführung vorzuschlagen? 

b) Welche Fälle des Bewährungsaufstieges oder 
anders bezeichneter Höhergruppierungen ohne 
Funktionswechsel bestehen außerdem im Tarif- 
recht des Öffentlichen Dienstes, wie viele der 
insgesamt bestehenden Stellen fallen darunter, 
und strebt die Bundesregierung Änderungen 
dieser Regelungen an? 

a) Die Änderung der §§ 25 und 26 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes durch das Haushaltsstrukturgesetz 
hat unter dem Gesichtspunkt des materiellen 
Gleichklangs zwischen Besoldungs- und Tarif- 
bereich Überlegungen mit dem Ziel einer Ablö- 
sung des im Jahre 1966 bei Bund und Ländern 
(nicht bei den Gemeinden) eingeführten Bewäh- 
rungsaufstiegs der Angestellten nach § 23 a des 
Bundes-Angestelltentarifvertrages (BAT) veran- 
laßt. 

Der Gegenstand dieser Überlegungen sowie der 
Verhandlungsstand sind in dem 2. Bericht über 
die Sparmaßnahmen im öffentlichen Dienst außer- 
halb des Haushaltsstrukturgesetzes, den der Bun- 
desminister des Innern dem Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages unter dem 10. März 1976 
vorgelegt hat, näher Umrissen. Mit Rücksicht auf 
die noch nicht abgeschlossenen Verhandlungen 
sind über diesen Bericht hinausgehende Aussa- 
gen gegenwärtig nicht möglich. 

Die Wiedereinführung der erst mit Wirkung vom 
1. Januar 1976 für den Besoldungsbereich abge- 
schafften Bewährungsbeförderung vom Eingangs- 


amt in die ersten Beförderungsämter ist von der 
Bundesregierung nicht beabsichtigt. 

b) Das Tarifrecht der Angestellten des öffentlichen 
Dienstes sieht außerhalb des Bewährungsauf- 
stiegs nach § 23 a BAT in der Vergütungsord- 
nung (Anlagen 1 a und 1 b zum BAT) für eine 
Reihe besonders ausgewiesener Tätigkeiten eine 
Höhergruppierung um eine Vergütungsgruppe 
nach Ablauf bestimmter Zeiten vor (z. B. Inge- 
nieure Vergütungsgruppen Va - IV bj Arzte 
Vergütungsgruppen II a - Ib; Laboranten Ver- 
gütungsgruppen VIII - VII usw\), ähnliche Auf- 
stiege sind auch für Angestellte im Bürodienst 
mit bestimmten qualifizierten Tätigkeiten vorge- 
sehen. Es handelt sich hierbei um die Zuweisung 
einer Tätigkeit zu zwei Vergütungsgruppen, auf 
die sich die Tarifpartner aus verschiedensten 
Gründen, z. B. weil nach Erwerb von Erfahrungs- 
wissen innerhalb eines bestimmten Zeitraumes 
eine gesteigerte Leistung erwartet werden kann, 
geeinigt haben. 

Wie viele Angestellte im Bereich des Bundes - 
oder gar im Bereich der anderen Arbeitgeber des 
öffentlichen Dienstes - mit derart bewerteten Tä- 
tigkeiten betraut sind, ließe sich nur durch um- 
fangreiche, zeit- und kostenaufwendige Sonder- 
erhebungen ermitteln; die Bundesregierung 
möchte hiervon absehen und damit auch der in 
Abschnitt I der Fragestellung hervorgehobenen 
Zielsetzung Rechnung tragen. 

Das Tarifrecht der Arbeiter des öffentlichen Dien- 
stes sieht in den Tätigkeitsmerkmalen der Lohn- 
gruppenverzeichnisse in der Mehrzahl der Lohn- 
gruppen einen Aufstieg in die nächsthöhere 
Lohngruppe nach reinem Zeitablauf oder nach -- 
im einzelnen unterschiedlich - bestimmten Zeiten 
einer Einarbeitung oder der Bewährung vor. Hin- 
sichtlich des Zeitablaufs und seiner Bedeutung 
gilt das für den Angestelltenbereich Gesagte. Der 
Bewährungsaufstieg im Tarifrecht der Arbeiter 
steht im übrigen von seinem Umfang und von 
der Entstehungsgeschichte her in keinem unmit- 
telbaren Zusammenhang mit der Regelbeförde- 
rung der Beamten und war deshalb - im Unter- 
schied zum Bewährungsaufstieg der Angestellten 
- auch nicht in die Überlegungen mit dem Ziel 
seiner Ablösung einbezogen. Die Bundesregie- 
rung strebt nach dem gegenwärtigen Stand keine 
Änderung der dargestellten Regelungen an. 
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